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Hauptsatzung 
der Stadt Bad Blankenburg
Aufgrund der §§ 19 Abs. 1 und 20 Abs. 1 der Thüringer Gemeinde- und Land-
kreisordnung (Thüringer Kommunalordnung - ThürKO) vom 16. August 1993 
(GVBl. S. 501) in der Fassung der Neubekanntmachung vom 28. Januar 2003 
(GVBl. S. 41), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 27. Februar 
2022 (GVBl. S. 87) hat der Stadtrat der Stadt Bad Blankenburg in der Sitzung 
am 06.07.2022 die folgende Hauptsatzung beschlossen:

§ 1 Name

Die Stadt führt den Namen Bad Blankenburg.

§ 2 Wappen, Flagge, Dienstsiegel

(1) Das Stadtwappen zeigt in Grün einen aufgerichteten hersehenden golde-
nen Löwen mit roter Zunge und Bewehrung. 

(2) Die Flagge der Stadt ist grün - gelb.

(3) Das Dienstsiegel trägt die Umschrift 

a) im oberen Halbbogen: Thüringen
b) im unteren Halbbogen : Stadt Bad Blankenburg

 und zeigt das unter Absatz 1 beschriebene Stadtwappen.

§ 3 Ortsteile

Das Stadtgebiet gliedert sich in folgende Ortsteile:

1. Ortsteil Bad Blankenburg 
2. Ortsteil Kleingölitz
3.  Ortsteil Großgölitz
4. Ortsteil Cordobang 
5. Ortsteil Fröbitz
6. Ortsteil Böhlscheiben
7. Ortsteil Zeigerheim
8. Ortsteil Watzdorf
9. Ortsteil Oberwirbach

Die Ortsteile Nr. 2 bis 9 führen ihren Namen in Verbindung mit dem Namen 
der Stadt.

§ 4 Ortsteile mit Ortsteilverfassung

(1) Die Ortsteile Böhlscheiben, Zeigerheim, Watzdorf und Oberwirbach erhalten 
gemäß 

§ 45 ThürKO eine Ortsteilverfassung.

(2) a) Die Ortsteile Cordobang und Fröbitz
 erhalten zusammengefasst eine gemeinsame Ortsteilverfassung gemäß 

§ 45 ThürKO. Der zusammengefasste Ortsteil mit Ortsteilverfassung 
trägt den Namen Cordobang.

b) Die Ortsteile Klein- und Großgölitz
 erhalten zusammengefasst eine gemeinsame Ortsteilverfassung gemäß 
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§ 45 ThürKO. Der zusammengefasste Ortsteil mit Ortsteilverfassung 
trägt den Namen Gölitz.

(3) Die räumliche Abgrenzung der Ortsteile mit Ortsteilverfassung gemäß § 4 
Abs. 1 und 2 ergibt sich aus der als Anlage beigefügten Karte, die Bestand-
teil der Hauptsatzung ist (vgl. Anlage).

(4) In den in Absatz 1 und 2 aufgeführten Ortsteilen mit Ortsteilverfassung 
werden ein Ortsteilbürgermeister und ein Ortsteilrat gewählt.

(5) Der Ortsteilbürgermeister ist Ehrenbeamter der Stadt und wird nach den für 
die Wahl des ehrenamtlichen Bürgermeisters geltenden Bestimmungen des 
Thüringer Kommunalwahlgesetzes für die Dauer der gesetzlichen Amtszeit 
des Stadtrates der Stadt Bad Blankenburg gewählt.

(6)  Die Wahl der Mitglieder des Ortsteilrates erfolgt nach den folgenden Rege-
lungen:

a) Für das aktive und passive Wahlrecht finden die Bestimmungen des 
Thüringer Kommunalwahlgesetzes (ThürKWG) und der Thüringer Kom-
munalwahlordnung in der jeweils geltenden Fassung entsprechend An-
wendung, wobei an die Stelle des Begriffes „Gemeinde“ der Begriff 
„Ortsteil mit Ortsteilverfassung“ tritt.

b) Der Ortsteilrat wird ebenfalls für die Dauer der gesetzlichen Amtszeit 
des Stadtrates gebildet. Er besteht aus dem Ortsteilbürgermeister und 
den Mitgliedern des Ortsteilrates, die aus der Mitte einer Bürgerver-
sammlung in geheimer Wahl gewählt werden und ehrenamtlich tätig 
sind.

 Nach § 45 Abs.3 ThürKO beträgt die Zahl der weiteren Ortsteilratsmit-
glieder in den Ortsteilen

 · Gölitz  4 Mitglieder
 · Cordobang  4 Mitglieder
 · Böhlscheiben  4 Mitglieder
 · Zeigerheim  4 Mitglieder
 · Watzdorf  4 Mitglieder
 · Oberwirbach  4 Mitglieder

 Die Wahl der Ortsteilratsmitglieder erfolgt durch eine Bürgerversamm-
lung des Ortsteils. Die Bürgerversammlung wird durch den Bürgermeister 
spätestens zwei Wochen vor der Bürgerversammlung einberufen, indem 
Ort, Zeit und Tagesordnung (Wahl der weiteren Ortsteilratsmitglieder) 
der Bürgerversammlung sowie die Notwendigkeit zur Einreichung 
schriftlicher Wahlvorschläge durch ortsübliche Bekanntmachung mitge-
teilt werden. Jeder Wahlberechtigte ist darüber hinaus durch die Stadt 
Bad Blankenburg von der Wahl, dem Wahlort und dem Wahlzeitpunkt 
schriftlich zu benachrichtigen. Die Benachrichtigung enthält zudem 
die Aufforderung, die Wahlbenachrichtigung und den Personalausweis 
oder Reisepass zur Wahl mitzubringen. Jeder Wahlberechtigte hat das 
Recht, die Richtigkeit oder Vollständigkeit der zu seiner Person im Wäh-
lerverzeichnis eingetragenen Daten an Werktagen ab der Einberufung 
der Bürgerversammlung während der allgemeinen Öffnungszeiten der 
Stadtverwaltung bis zum Werktag vor ihrer Durchführung zu überprü-
fen. Zur Überprüfung der Richtigkeit oder Vollständigkeit der Daten von 
anderen im Wählerverzeichnis eingetragenen Personen haben Wahlbe-
rechtigte nur dann ein Recht auf Einsicht in das Wählerverzeichnis, wenn 
sie Tatsachen glaubhaft machen, aus denen sich eine Unrichtigkeit oder 
Unvollständigkeit des Wählerverzeichnisses ergeben kann.

c) Der Bürgermeister leitet die Vorbereitung und Durchführung der Orts-
teilratswahl (Wahlleiter). Er kann mit der Führung der laufenden Wahl-
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geschäfte einen geeigneten Bediensteten der Stadt beauftragen. Der 
Wahlleiter wird von den Gemeindebediensteten unterstützt.

d) Der Bürgermeister leitet die Bürgerversammlung. Zu Beginn der Bürger-
versammlung tragen sich die wahlberechtigten Bürger des Ortsteils, die 
sich am Wahlverfahren beteiligen wollen, durch Unterschrift in ein Wäh-
lerverzeichnis des Ortsteils ein. Das Wählerverzeichnis des Ortsteils wird 
von der Gemeinde am Wahlort ausgelegt. An der Bürgerversammlung 
dürfen nur wahlberechtigte Bürger (Buchstabe a) teilnehmen.

e) Der Wahlleiter fordert in der Bürgerversammlung zum Vorschlag von 
Bewerbern auf. Jeder Bürger des Ortsteils ist vorschlagsberechtigt. Er 
kann höchstens so viele Personen vorschlagen, wie Ortsteilratsmitglie-
der zu wählen sind. Der Vorschlag muss schriftlich erfolgen und den 
Nachnamen, Vornamen und den Beruf des Vorgeschlagenen enthalten. 
Der Vorgeschlagene muss vor Beginn der Stimmabgabe seine Einwilli-
gung erklären. Ist der Vorgeschlagene nicht anwesend, so muss dem 
Wahlleiter eine schriftliche Einwilligungserklärung vorliegen.

f) Nach Abschluss des Vorschlagsverfahrens ruft der Wahlleiter die vorge-
schlagenen Personen, die ihrem Vorschlag zugestimmt haben (Bewer-
ber), mit Namen und Beruf in der Reihenfolge auf, wie sie sich aus dem 
Wählerverzeichnis ergibt. Wurden weniger als doppelt so viele Bewer-
ber vorgeschlagen, als Ortsteilratsmitglieder zu wählen sind, kann jeder 
Bürger auch andere wählbare Personen (Buchstabe a) mit Nachnamen, 
Vornamen und Beruf in den Stimmzettel eintragen und damit wählen. 
Hierauf hat der Wahlleiter hinzuweisen.

g) Die Wahl ist geheim. Jeder Wahlberechtigte hat so viele Stimmen, wie 
Ortsteilratsmitglieder zu wählen sind. Er kann jedoch jedem Bewerber 
nur eine Stimme geben.

h) Der Wahlberechtigte erhält einen amtlichen Stimmzettel, nachdem 
er seine Wahlbenachrichtigung vorgelegt oder sich über seine Person 
ausgewiesen hat. Er begibt sich dann in die Wahlkabine, trägt dort auf 
seinem Stimmzettel von ihm gewählte Bewerber mit Nachnamen, Vor-
namen und gegebenenfalls Beruf ein und faltet den Stimmzettel so, dass 
bei der Stimmabgabe für andere Personen nicht zu erkennen ist, wie er 
gewählt hat. Der Wahlleiter stellt den Namen des Wählers im Wähler-
verzeichnis sowie seine Wahlberechtigung fest. Der Wähler legt danach 
den gefalteten Stimmzettel in die Wahlurne. Die Stimmabgabe wird im 
Wählerverzeichnis vermerkt. Hinsichtlich der Ungültigkeit von Stimmen 
und Stimmzetteln gilt § 19 Abs. 4 und 5 ThürKWG entsprechend.

i) Gewählt sind die Bewerber bzw. wählbaren Personen in der Reihenfolge 
ihrer Stimmenzahl. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los.

j) Das Ergebnis der Wahl wird in der Bürgerversammlung vom Wahlleiter 
bekannt gegeben.

(7) Der Ortsteilrat wählt aus seiner Mitte einen Stellvertreter des Orts-
teilbürgermeisters. 

§ 5 Bürgerbegehren, Bürgerentscheid

(1) Die Bürger können über Angelegenheiten des eigenen Wirkungskreises der 
Stadt die Durchführung eines Bürgerentscheids beantragen (Bürgerbegeh-
ren). Nach Zustandekommen des Bürgerbegehrens wird die Angelegenheit 
den Bürgern zur Entscheidung vorgelegt, sofern der Stadtrat, sich das Anlie-
gen nicht zu eigen macht.

(2) Unter bestimmten Voraussetzungen kann der Stadtrat den Bürgern eine 
Angelegenheit des eigenen Wirkungskreises der Stadt zur Entscheidung 
vorlegen (Ratsreferendum).

(3) Absatz 1 und 2 gelten für Bürgerentscheide in Ortsteilen einer Gemeinde 
und in Ortschaften einer Landgemeinde entsprechend.

(4) Der erfolgreiche Bürgerentscheid hat die Wirkung eines Stadtratsbeschlus-
ses der Stadt. In einem Ortsteil der Stadt hat der erfolgreiche Bürgerent-
scheid die Wirkung eines Beschlusses des Ortsteilrates.

(5) Das Nähere zur Durchführung von Bürgerbegehren, Bürgerentscheid, Rats-
begehren und Ratsreferendum regelt das Thüringer Gesetz über das Verfah-
ren bei Einwohnerantrag, Bürgerbegehren und Bürgerentscheid (ThürEBBG) 
in der jeweils geltenden Fassung.

§ 6 Einwohnerfragestunde und -versammlung

(1) Bei öffentlichen Sitzungen des Stadtrates soll den Einwohnern Gelegen-
heit gegeben werden, Fragen zu gemeindlichen Angelegenheiten, die in 
die Zuständigkeit des Stadtrates fallen, zu stellen oder Anregungen und 
Vorschläge zu unterbreiten. Diese ist nach dem Bericht des Bürgermeisters 
auf die Tagesordnung zu setzen. Einwohneranfragen, Anregungen oder Vor-
schläge zu Tagesordnungspunkten, die nicht-öffentlich behandelt werden, 
sind unzulässig. Die Einwohnerfragestunde ist Bestandteil der öffentlichen 
Sitzung und soll auf höchstens 30 Minuten begrenzt werden. Der Stadtrats-
vorsitzende stellt den Beginn und das Ende der Einwohnerfragstunde fest. 
Jeder Einwohner ist nach Angabe seines Namens und Anschrift berechtigt, 
höchstens zwei Fragen und zwei Zusatzfragen zum Thema zu stellen. Je 
Fragesteller werden bis zu fünf Minuten Rederecht gewährt. Zugelassen 
werden nur Fragen von allgemeinem Interesse, die in der Zuständigkeit der 
Stadt liegen und deren Beantwortung keine Hinderungsgründe entgegen-
stehen. Es genügt eine mündliche Beantwortung der Einwohneranfrage/n 
durch den Bürgermeister oder durch einen von ihm beauftragten Mitarbei-
ter der Stadtverwaltung. Eine Aussprache und/oder Beratung in der Sache 
findet nicht statt. Ist die Beantwortung der Nachfrage/n nicht während der 
Sitzung möglich, erfolgt deren Beantwortung im Nachgang schriftlich oder 
in der folgenden Stadtratssitzung. Neben dem Fragesteller erhalten die 
Stadtratsmitglieder die Antwort über das Ratsinformationssystem oder per 
Mail.

(2) Der Bürgermeister beruft mindestens einmal jährlich eine Einwohnerver-
sammlung ein, um die Einwohner über wichtige Stadtangelegenheiten, 
insbesondere über Planungen und Vorhaben der Stadt, die ihre strukturelle 
Entwicklung unmittelbar und nachhaltig beeinflussen oder über Angelegen-
heiten, die mit erheblichen Auswirkungen für eine Vielzahl von Einwohnern 
verbunden sind, zu unterrichten und diese mit ihnen zu erörtern. Der Bür-
germeister lädt spätestens eine Woche vor der Einwohnerversammlung un-
ter Angabe von Ort, Zeit und Tagesordnung in ortsüblicher Weise öffentlich 
zur Einwohnerversammlung ein. 

(3) Dem Bürgermeister obliegt die Leitung der Einwohnerversammlung. Er 
hat im Rahmen der Erörterung den Einwohnern in ausreichendem Umfang 
Gelegenheit zur Äußerung zu geben. Soweit dies erforderlich ist, kann der 
Bürgermeister zum Zweck der umfassenden Unterrichtung Stadtbedienste-
te und Sachverständige hinzuziehen.

(4) Die Einwohner können Anfragen in wichtigen Gemeindeangelegenheiten, 
die nicht von der Tagesordnung der Einwohnerversammlung erfasst sind, 
bis spätestens zwei Tage vor der Einwohnerversammlung bei der Gemeinde 
einreichen. Die Anfragen sollen vom Bürgermeister in der Einwohnerver-
sammlung beantwortet werden. Ausnahmsweise kann der Bürgermeister 
Anfragen auch innerhalb einer Frist von drei Wochen schriftlich beantwor-
ten.

§ 7 Vorsitz im Stadtrat

Den Vorsitz im Stadtrat führt ein vom Stadtrat gewähltes Stadtratsmitglied. Der 
Stadtrat wählt einen ersten und zweiten Stellvertreter für den Stadtratsvorsit-
zenden. Für das Amt des Vorsitzenden besteht eine Neutralitätspflicht.

§ 8 Bürgermeister

(1) Der Bürgermeister ist hauptamtlich tätig.

(2) Weiteres regelt die Geschäftsordnung des Stadtrates der Stadt Bad Blan-
kenburg.

§ 9 Beigeordnete

(1) Der Stadtrat wählt zwei ehrenamtliche Beigeordnete. 
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(2) Der Bürgermeister wird im Fall seiner Verhinderung durch den ersten Bei-
geordneten und, wenn dieser ebenfalls verhindert ist, durch den zweiten 
Beigeordneten vertreten.

§ 10 Ausschüsse

(1) Bei der Zusammensetzung der Ausschüsse hat der Stadtrat dem Stärkever-
hältnis der in ihm vertretenen Parteien und Wählergruppen Rechnung zu 
tragen, soweit Fraktionen bestehen, sind diese der Berechnung zugrunde zu 
legen. Übersteigt die Zahl der Ausschusssitze die Zahl der Stadtratsmitglie-
der, so kann jedes Stadtratsmitglied, das im Übrigen keinen Ausschusssitz 
besetzt, verlangen, in einem Ausschuss mit Rede- und Antragsrecht mit-
zuwirken. Der Stadtrat entscheidet mit einfacher Stimmenmehrheit durch 
Beschluss, welchem Ausschuss dieses Stadtratsmitglied zugewiesen wird. 

(2) Die Besetzung von Ausschüssen und sonstigen Gremien erfolgt einheitlich 
nach dem mathematischen Verhältnisverfahren Hare/Niemeyer.

(3)  Bildung, Zusammensetzung und Aufgaben der Ausschüsse regelt im Übri-
gen die Geschäftsordnung für den Stadtrat.

§ 11 Beteiligung von Kindern und Jugendlichen

Bei Planungen und Vorhaben, die die Interessen von Kindern und Jugendlichen 
berühren, sollen diese in angemessener Weise beteiligt werden. Die Beteiligung 
kann insbesondere erfolgen durch die Durchführung von Versammlungen mit 
Kindern und Jugendlichen entsprechend den Einwohnerversammlungen gem. § 
15 Abs. 1 ThürKO. Der Bürgermeister entscheidet in Abhängigkeit der einzelnen 
Planungen und Vorhaben, in welcher Form und bis zu welchem Alter die Kinder 
und Jugendlichen beteiligt werden.  

§ 12 Ehrenbezeichnungen

Die Regelungen zu Ehrenbezeichnungen wird gesondert in der Satzung über 
Ehrungen in der Stadt Bad Blankenburg geregelt.

§ 13 Entschädigungen

(1) Die Stadtratsratsmitglieder erhalten für ihre ehrenamtliche Mitwirkung bei 
den Beratungen und Entscheidungen des Stadtrates und seiner Ausschüsse 
als Entschädigung einen monatlichen Sockelbetrag von 62,50 Euro sowie 
ein Sitzungsgeld von 15,62 Euro für die notwendige, nachgewiesene Teil-
nahme an Sitzungen des Stadtrates oder eines Ausschusses, in dem sie Mit-
glied sind. Dabei dürfen nicht mehr als zwei Sitzungsgelder pro Tag gezahlt 
werden. Die Aufwandsentschädigung nach Absatz 1 Satz 1 ist jährlich zu 
überprüfen. Übersteigt der Mindestbetrag nach § 2 Abs. 5 der Thüringer 
Verordnung über Höchstsätze für die Entschädigung der Gemeinderats-, 
Stadtrats- und Kreistagsmitglieder (Thüringer Entschädigungsverordnung 
– ThürEntschVO) die festgesetzte Aufwandsentschädigung, ist diese neu 
festzusetzen.

 Stimmberechtigte Stellvertreter von abwesenden Ausschussmitgliedern er-
halten bei Anwesenheit in der entsprechenden Sitzung das Sitzungsgeld 
des ordentlichen Ausschussmitgliedes.

 Das Stadtratsmitglied kann schriftlich gegenüber der Stadt ganz oder zum 
Teil auf die Zahlung der Aufwandsentschädigung verzichten. Dies ist schrift-
lich der Stadtverwaltung Bad Blankenburg mitzuteilen.

(2) Stadtratsmitglieder, die Arbeiter oder Angestellte sind, haben außerdem 
Anspruch auf Ersatz des nachgewiesenen Verdienstausfalls und der not-
wendigen Auslagen. Selbstständig Tätige erhalten eine Pauschalentschädi-
gung von 15,00 Euro je volle Stunde für den Verdienstausfall, der durch 
Zeitversäumnis in ihrer beruflichen Tätigkeit entstanden ist. Die Gesamt-
verdienstausfallpauschale ist auf 150,00 € pro Monat begrenzt. Stadtrats-
mitglieder, die nicht erwerbstätig sind, jedoch einen Mehrpersonenhaushalt 
von mindestens drei Personen führen, erhalten eine Pauschalentschädigung 
von 10,00 Euro je volle Stunde. Die Ersatzleistungen nach diesem Absatz 
werden nur auf Antrag sowie für höchstens acht Stunden pro Tag und auch 
nur bis 17:00 Uhr gewährt.

(3) Für eine notwendige auswärtige Tätigkeit werden Reisekosten nach dem 
Thüringer Reisekostengesetz gezahlt.

(4) Für ehrenamtlich Tätige, die nicht Stadtratsmitglieder sind, gelten die Rege-
lungen hinsichtlich des Sitzungsgeldes (Abs. 1), des Verdienstausfalls bzw. 
der Pauschalentschädigung und der Reisekosten (Abs. 2 und 3) entspre-
chend. Ein Anspruch auf einen Sockelbetrag besteht nicht. 

 Die Mitglieder des Wahlausschusses erhalten für die Teilnahme an den Sit-
zungen und die Mitglieder des Wahlvorstandes bei der Durchführung der 
Wahlen am Wahltag sowie erforderlichenfalls für den folgenden Tag eine 
Aufwandsentschädigung nach Maßgabe der Wahlhelferentschädigungssat-
zung.

(5) Für die Wahrnehmung besonderer Funktionen und die hierdurch entstehen-
den höheren Belastungen und Aufwendungen erhalten der Vorsitzende des 
Stadtrates und die Vorsitzenden des Ausschusses eine zusätzliche monatli-
che Entschädigung in Höhe von 15,00 Euro. 

(6) Die ehrenamtlichen kommunalen Wahlbeamten erhalten für die Dauer ihrer 
Tätigkeit folgende monatliche Aufwandsentschädigung:

- Ortsteilbürgermeister der Ortsteile Gölitz, Cordobang, Böhlscheiben, 
Oberwirbach, Watzdorf und Zeigerheim je 151,93 Euro,

- der ehrenamtliche Erste Beigeordnete von 274,33 Euro, 

- der/die weitere/n ehrenamtliche/n Beigeordneten von 98,76 Euro. 

 Die Aufwandsentschädigung nach Satz 1 ist jährlich zu überprüfen. Über-
steigt der Mindestbetrag nach § 1 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 4 der Thüringer 
Verordnung über die Aufwandsentschädigung der ehrenamtlichen kommu-
nalen Wahlbeamten auf Zeit (ThürAufEVO) die festgesetzte Aufwandsent-
schädigung, ist diese neu festzusetzen.

(7) Die Zahlung der unter Abs. 1 bis 5 aufgeführten Aufwandsentschädigungen 
erfolgt quartalsweise.

§ 14 Öffentliche Bekanntmachungen

(1) Die öffentliche Bekanntmachung von Satzungen der Stadt erfolgt durch 
Veröffentlichung in dem vom Landkreis Saalfeld-Rudolstadt gemeinsam 
mit den Städten Bad Blankenburg, Saalfeld/Saale und Rudolstadt heraus-
gegebenen Amtsblatt „Gemeinsames Amts- und Mitteilungsblatt des Land-
kreises Saalfeld-Rudolstadt, der Städte Saalfeld/Saale, Rudolstadt und Bad 
Blankenburg“.

 Auf den Urschriften der Satzungen sind die Form und der Tag der öffentli-
chen Bekanntmachung schriftlich zu vermerken.

(2) Kann wegen eines Naturereignisses oder anderer unabwendbarer Ereig-
nisse eine Satzung nicht in der durch Absatz 1 festgelegten Form öffentlich 
bekannt gemacht werden, erfolgt in dringenden Fällen die öffentliche Be-
kanntmachung der Satzung durch

 Aushang an folgenden Verkündungstafeln:

1. Bad Blankenburg, Apostelgasse 2
2. Bad Blankenburg, Siedlung (Bushaltestelle Straße der Deutschen Ein-

heit) 
3. Watzdorf, Bushäuschen 
4. Cordobang, Bushäuschen 
5. Fröbitz, Bushäuschen 
6. Böhlscheiben, Bushäuschen
7. Großgölitz, Bushäuschen 
8. Kleingölitz, Dorfgemeinschaftshaus 
9. Oberwirbach, Anger 
10. Zeigerheim, Dorfplatz

 Nach Wegfall des Hinderungsgrundes wird die öffentliche Bekanntmachung 
der Satzung unverzüglich in der nach Absatz 1 festgelegten Form nachge-
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holt; auf die Form der Bekanntmachung ist dabei hinzuweisen.

(3) Die ortsübliche öffentliche Bekanntmachung von Zeit, Ort und Tagesord-
nung der Sitzungen des Stadtrates, der Ausschüsse oder des Ortsteilrates 
erfolgt durch Aushang an folgenden Verkündungstafeln:

1. Bad Blankenburg, Apostelgasse 2
2. Bad Blankenburg, Siedlung (Bushaltestelle Straße der Deutschen Ein-

heit) 
3. Watzdorf, Bushäuschen 
4. Cordobang, Bushäuschen 
5. Fröbitz, Bushäuschen 
6. Böhlscheiben, Bushäuschen
7. Großgölitz, Bushäuschen 
8. Kleingölitz, Dorfgemeinschaftshaus 
10. Oberwirbach, Anger 
11. Zeigerheim, Dorfplatz

 Für Sitzungen der Ortsteilräte gelten nur die Verkündungstafeln des jeweili-
gen Ortsteils.

 Die Bekanntmachung von Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen des 
Stadtrates, der Ausschüsse und des Ortsteilrates ist mit dem Ablauf des ers-
ten Tages des Aushangs an den Verkündungstafeln vollendet. Die entspre-
chenden Bekanntmachungen dürfen jedoch erst am Tag nach der jeweiligen 
Sitzung abgenommen werden. 

(4) Für sonstige gesetzlich erforderliche (öffentliche, amtliche oder ortsübliche) 

Bekanntmachungen gilt Absatz 3 entsprechend, sofern nicht Bundes- oder 
Landesrecht etwas anderes bestimmt.

§ 15 Haushaltswirtschaft

Die Haushaltswirtschaft der Stadt wird nach den Grundsätzen der Verwaltungs-
buchführung (Kameralistik) geführt.

§ 16 Sprachform, Inkrafttreten und Außerkrafttreten

(1) Die in dieser Hauptsatzung verwendeten personenbezogenen Bezeichnun-
gen gelten für Frauen, Männer sowie alle weiteren Geschlechtsformen.

(2) Die Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung vom 02.03.2015 mit der 1. Ände-
rung vom 21.05.2019 und 2. Änderung vom 28.02.2020 außer Kraft.

Bad Blankenburg, den 29.07.2022
Stadt Bad Blankenburg

Mike George   (Siegel)
Bürgermeister 

Anlage
Karte räumliche Abgrenzung der Ortsteile mit Ortsteilverfassung

Anlage
Karte räumliche Abgrenzung der Ortsteile mit Ortsteilverfassung
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Kostensatzung
zur Satzung über die Benutzung von 
Obdachlosenunterkünften in der Stadt Bad Blankenburg
(Obdachlosenunterkunfts-Kostensatzung)

Aufgrund der §§ 19 Abs. 1, 20 Abs.2 Nr.1 und 21 der Thüringer Gemeinde- 
und Landkreisordnung (Thüringer Kommunalordnung -ThürKO-) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 28.01.2003 (GVBl. S. 41), geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 23.03.2021 (GVBl. S. 115), zuletzt geändert durch Artikel 4 
des Gesetzes vom 17.02.2022 (GVBl. S. 87) der §§ 1 Abs.1, 2 Abs.1, 10 und 
12 des Thüringer Kommunalabgabengesetzes (Thür KAG) in der Fassung vom 
19.09.2000 (GVBl. S. 301), zuletzt geändert durch Gesetz vom 10.10.2019 
(GVBl. S. 396), hatder Stadtrat der Stadt Bad Blankenburg am 18.05.2022 fol-
gende Obdachlosenunterkunfts-Kostensatzung beschlossen:

§1
Kostenpflicht

(1) Die Verwaltung erhebt Kosten (Benutzungsgebühren und Auslagen) für die 
Nutzung von Obdachlosenunterkünften. Diese Kosten werden für den Be-
trieb der den öffentlichen Einrichtungen entstehenden Aufwendungen ver-
wendet.

(2) Kostenpflichtig sind diejenigen Personen, die eine Unterkunft für Ob-
dachlose benutzen.

§2
Kostenmaßstab und Kostenhöhe

(1) Für Wohnungen und Räume, die von der Verwaltung zum Zweck der Ob-
dachlosenunterbringung angemietet werden, sind die von den Vermietern 
geforderten Mieten und Nebenkosten als Auslagen vom Kostenpflichtigen 
zu zahlen. Für die Mieten sind die ortsüblichen Vergleichsmieten als Ober-
grenze anzusetzen.

(2) Bei der Errechnung der Kosten nach Kalendertagen wird für jeden Tag der 
Benutzung 1/30 des monatlichen Kostensatzes zugrunde gelegt.

§3
Beginn und Ende der Kostenpflicht

(1) Die Kostenpflicht beginnt mit dem Einzug in die Obdachlosenunterkunft. 
Sie endet mit dem Tag der Räumung, d. h. dem Tag der ordnungsgemäßen 
Übergabe der benutzten Räumlichkeiten sowie der dem Benutzer überlas-
senen Gegenstände an einen zur Übernahme befugten Mitarbeiter der Be-
hörde.

(2) Eine vorübergehende, aus persönlichen Gründen bedingte, Nichtnutzung 
der Unterkunft entbindet den Benutzer nicht von der Verpflichtung, die 
Kosten entsprechend Absatz 1 vollständig zu entrichten.

§4
Festsetzung und Fälligkeit der Kosten

(1) Die Kosten werden im Kostenbescheid festgesetzt. Sie sind als Monatsbe-
trag zu entrichten und werden erstmals zwei Wochen nach Bekanntgabe 
des Kostenbescheides zur Zahlung fällig, danach zum ersten eines jeden 
Monats.

(2) Zahlungsrückstände werden im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben.

§5
Sprachform

Die in dieser Satzung verwendeten personenbezogenen Bezeichnungen gelten 
für alle Geschlechtsformen.

§6
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

Stadt Bad Blankenburg
Bad Blankenburg, den 11.08.2022

Regina Freifrau von Fritsch-Henze  (Siegel)
2. Beigeordnete

Satzung
über die Benutzung von Obdachlosenunterkünften 
in der Stadt Bad Blankenburg
(Obdachlosenunterkunftssatzung) 

Aufgrund der §§ 1-7, 10 und 12-16 des Thüringer Gesetzes über die Aufgaben 
und Befugnisse der Ordnungsbehörden (OBG) in der Fassung vom 18.06.1993 
(GVBl. S. 323), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 06.06.2018 
(GVBl. S. 229,254) und der §§ 19 Abs. 1 und 20 Abs. 2 Nr. 1 und § 21 der Thü-
ringer Kommunalordnung (ThürKO) in der Fassung der Neubekanntmachung 
vom 28. Januar 2003 (GVBl. S. 41), geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
23.03.2021 (GVBl. S. 115), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
17.02.2022 (GVBl. S. 87) hat der Stadtrat der Stadt Bad Blankenburg in seiner 
Sitzung am 18.05.2022 folgende Satzung über die Benutzung der städtischen 
Unterkünfte für Obdachlose (Obdachlosenunterkunftssatzung) beschlossen:

§ 1
Anwendungsbereich

(1) Obdachlosenunterkünfte sind die zur Unterbringung von Obdachlosen von 
der Stadt Bad Blankenburg bestimmten Gebäude, Wohnungen und Räume; 
nachstehend - Unterkünfte - genannt.

 Solange die Unterkünfte als Obdachlosenunterkunft genutzt werden, sind 
sie eine öffentliche Einrichtung.

(2) Die Unterkünfte dienen der Aufnahme und in der Regel der vorübergehen-
den Unterbringung von Personen, die obdachlos sind oder sich in einer 
außergewöhnlichen Wohnungsnotlage befinden und die erkennbar nicht 
fähig sind, sich selbst eine geordnete Unterkunft zu beschaffen oder eine 
Wohnung zu erhalten; nachstehend - Benutzer - genannt. 

§ 2
Benutzungsverhältnis

(1) Das Benutzungsverhältnis ist öffentlich-rechtlich ausgestaltet.

(2) Ein Rechtsanspruch auf Unterbringung in einer bestimmten Unterkunft oder 
auf Zuweisung von Räumen bestimmter Art und Größe besteht nicht. Bei 
dringendem Bedarf sind Umsetzungen möglich.

(3) Verlegungen von Personen innerhalb der Unterkunft gelten als innerbetrie-
bliche Maßnahme der Leitung der Einrichtung.

§ 3
Beginn und Ende der Nutzung

(1) Das Benutzungsverhältnis beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der Benutzer 
die ihm zugewiesene Unterkunft bezieht.

(2) Das Benutzungsverhältnis endet mit Ablauf oder Widerruf der Zuweisung 
oder dem Auszug des Benutzers. Soweit die Unterkunft über den in der Zu-
weisung angegebenen Zeitpunkt hinaus benutzt wird, endet das Benutzu-
ngsverhältnis mit der Räumung der Unterkunft.

(3) Benutzer von Unterkünften sind verpflichtet, ihre Unterkunft zu verlassen, 
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wenn ihnen die Stadt Bad Blankenburg eine angemessene Wohnung ver-
mittelt/nachweist. Angemessen ist eine Wohnung, die nach Größe, Ausstat-
tung und Miete zumutbar ist.

§ 4
Benutzung der zugewiesenen Unterkunft und Hausrecht

(1) Die als Unterkunft zugewiesenen Räume dürfen nur von den eingewiesenen 
Personen und nur zu Wohnzwecken benutzt werden.

(2) Der Benutzer der Unterkunft ist verpflichtet,
- die ihm zugewiesenen Räume samt dem überlassenen Zubehör pfleglich 

zu behandeln,
- im Rahmen der durch ihre bestimmungsgemäße Verwendung bedingten 

Abnutzung instand zu halten,
- Schäden am Äußeren oder Inneren der zugewiesenen Räume der Stadt 

unverzüglich mitzuteilen und 
- die zugewiesenen Räume nach Beendigung des Benutzungsverhältnis-

ses in dem Zustand herauszugeben, in dem sie bei Beginn übernommen 
wurden.

(3) Veränderungen an der zugewiesenen Unterkunft, wie Um-, An- und Einbau-
ten, an den haustechnischen Installationen und am überlassenen Zubehör 
dürfen nur mit schriftlicher Zustimmung der Stadt Bad Blankenburg vorge-
nommen werden. 

(4) Der Benutzer bedarf ferner der schriftlichen Zustimmung der Stadt Bad 
Blankenburg, wenn er 
- ein Tier in der Unterkunft halten will;
- in der Unterkunft oder auf dem Grundstück außerhalb vorgesehener 

Park- und Einstellplätze ein Kraftfahrzeug abstellen will.

(5) Die Zustimmung wird grundsätzlich nur dann erteilt, wenn der Benutzer er-
klärt, daß er die Haftung für alle Schäden, die durch die besonderen Benut-
zungen nach Abs. 2 und 3 verursacht werden können, ohne Rücksicht auf 
eigenes Verschulden, übernimmt und die Stadt Bad Blankenburg insofern 
von Schadensersatzansprüchen Dritter freistellt.

(6) Die Zustimmung kann befristet und mit Auflagen, die insbesondere die 
Zweckbestimmung der Unterkunft, die Grundsätze ihrer ordnungsgemäßen 
Bewirtschaftung, die Interessen der Haus- und Wohngemeinschaft sowie 
der Nachbarschaft berücksichtigen, erteilt werden.

(7) Die Zustimmung kann entschädigungslos widerrufen werden, wenn der Be-
nutzer die Auflagen nicht einhält.

(8) Hat der Benutzer widerrechtlich bauliche oder sonstige Veränderungen vor-
genommen, so hat er diese unverzüglich zu beseitigen. Andernfalls kann 
die Stadt Bad Blankenburg auf Kosten des Benutzers diese selbst beseitigen 
und den früheren Zustand wiederherstellen lassen (Ersatzvornahme).

(9) Die Stadt Bad Blankenburg kann darüber hinaus die erforderlichen Maß-
nahmen ergreifen, um in den Unterkünften einen ordnungsgemäßen Ablauf 
zu gewährleisten.

(10) Die Beauftragten der Stadt Bad Blankenburg sind berechtigt, die Unter-
künfte in angemessenen Abständen und nach rechtzeitiger Ankündigung 
werktags in der Zeit von 06.00 Uhr bis 22.00 Uhr zu betreten. Bei Gefahr 
im Verzug kann die Unterkunft ohne Ankündigung jederzeit betreten wer-
den.

§ 5
Instandhaltung der Unterkünfte

(1) Der Benutzer ist verpflichtet , für eine ordnungsgemäße Reinigung, ausrei-
chende Lüftung und Heizung der überlassenen Unterkunft zu sorgen.

(2) Zeigt sich ein wesentlicher Mangel der Unterkunft oder wird eine Vorkeh-
rung zum Schutze dieser oder des Grundstücks gegen eine nicht vorherseh-
bare Gefahr erforderlich, so hat der Benutzer dies der Stadt unverzüglich 
mitzuteilen.

(3) Der Benutzer haftet für Schäden, die durch schuldhafte Verletzung der ihm 
obliegenden Sorgfalts- und Anzeigepflicht entstehen. Er haftet insbesonde-
re dann, wenn er technische Anlagen und andere Einrichtungen unsachge-
mäß behandelt, die überlassene Unterkunft unzureichend lüftet, heizt oder 
gegen Frost schützt. Insoweit haftet der Benutzer auch für das Verschulden 
von Haushaltsangehörigen und Dritten, die sich mit seinem Willen in der 
Unterkunft aufhalten. Schäden und Verunreinigungen, für die der Benutzer 
haftet, kann die Stadt Bad Blankenburg auf Kosten des Benutzers beheben 
und beseitigen lassen (Ersatzvornahme).

(4) Die Stadt Bad Blankenburg wird die in § 1 genannten Unterkünfte und 
Hausgrundstücke in einem ordnungsgemäßen Zustand erhalten. Der Be-
nutzer ist nicht berechtigt, auftretende Mängel auf Kosten der Stadt Bad 
Blankenburg zu beseitigen.

§ 6
Hausordnungen

(1) Die Benutzer sind zur Wahrung des Hausfriedens und zur gegenseitigen 
Rücksichtnahme verpflichtet.

(2) Sie haben die von der Stadt Bad Blankenburg erlassenen Hausordnungen 
und die Anweisungen des Betreuungspersonals der Unterkunft zu beach-
ten.

§ 7
Rückgabe der Unterkunft

(1) Bei Beendigung des Benutzungsverhältnisses hat der Benutzer die Unter-
kunft vollständig geräumt und sauber zurückzugeben. Alle Schlüssel, auch 
etwaige vom Benutzer auf eigene Kosten nachgefertigte, sind der Stadt 
bzw. ihren Beauftragten zu übergeben. Der Benutzer haftet für alle Schä-
den, die der Stadt Bad Blankenburg oder einem Benutzungsnachfolger aus 
der Verletzung dieser Pflicht entstehen.

(2) Der Benutzer hat bei Auszug aus der Unterkunft alle eingebrachten Gegen-
stände zu entfernen und den ursprünglichen Zustand wiederherzustellen. 
Kommt er dieser Pflicht nicht nach, kann die Stadt Bad Blankenburg auf sei-
ne Kosten die Unterkunft räumen und Gegenstände von Wert sicherstellen, 
verwahren und nach § 24 Ordnungsbehördengesetz verwerten.

§ 8
Haftung und Haftungsausschluss

(1) Die Benutzer haften für die von ihnen verursachten Schäden im Rahmen des 
§ 5 Abs. 3.

(2) Die Stadt Bad Blankenburg haftet gegenüber den Benutzern und Besuchern 
der Unterkunft nur für Schäden, die ihre Organe und ihre Bediensteten vor-
sätzlich oder grob fahrlässig verursacht haben.

(3) Für Schäden, die sich die Benutzer und Besucher einer Unterkunft gegensei-
tig zufügen, haftet die Stadt Bad Blankenburg nicht. 

§ 9
Personenmehrheit als Benutzer

(1) Wurde das Benutzungsverhältnis für mehrere Personen, die als Familie in 
eine Unterkunft gemeinsam eingewiesen wurden, begründet, so haften die-
se für alle Verpflichtungen aus diesem als Gesamtschuldner.

(2) Erklärungen, deren Wirkungen eine solche Personenmehrheit berühren, 
müssen von oder gegenüber allen Benutzern abgegeben werden.

(3) Jeder Benutzer muß Tatsachen in der Person oder in dem Verhalten eines 
Haushaltsangehörigen oder eines Dritten, der sich mit seinem Willen in der 
Unterkunft aufhält, die das Benutzungsverhältnis berühren oder einen Er-
satzanspruch begründen, für und gegen sich gelten lassen.
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§ 10
Benutzungskosten

Für die Benutzung der in Unterkünften in Anspruch genommenen Räume wer-
den Kosten (Benutzungsgebühren und Auslagen) aufgrund einer gesonderten 
Kostensatzung erhoben.

§ 11
Verwaltungszwang

Räumt ein Benutzer seine Unterkunft nicht, obwohl gegen ihn eine bestands-
kräftige oder vorläufig vollstreckbare Umsetzungs-/Räumungsverfügung 
vorliegt, so kann die Umsetzung/Räumung nach Maßgabe des Thüringer Ver-
waltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetzes vollzogen werden.

§ 12
Sprachform

Die in dieser Satzung verwendeten personenbezogenen Bezeichnungen gelten 
für alle Geschlechtsformen.

§ 13
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

Stadt Bad Blankenburg
Bad Blankenburg, den 11.08.2022

Regina Freifrau von Fritsch-Henze (Siegel)
2. Beigeordnete

Satzung über Sondernutzungen 
an öffentlichen Straßen im Gebiet 
der Stadt Bad Blankenburg einschließlich ihrer Ortsteile
(Sondernutzungssatzung)

Auf Grund des § 19 Abs. 1 der Thüringer Kommunalordnung (ThürKO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 28. Januar 2003 (GVBl. S. 41), zuletzt geän-
dert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 17.02.2022, (GVBl S. 87)), der §§ 18 und 
21 des Thüringer Straßengesetzes (ThürStrG) vom 07. Mai 1993 (GVBl. S. 273), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 23. November 2020, (GVBl. 
S. 560), und des § 8 des Bundesfernstraßengesetzes (FStrG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 28.06.2007 (BGBl. I, S. 1206), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 19.06.2022 (BGBl. I, S. 922) hat der Stadtrat der 
Stadt Bad Blankenburg in seiner Sitzung am 06.07.2022 die folgende Satzung 
über die Sondernutzungen an öffentlichen Straßen im Gebiet der Stadt Bad 
Blankenburg einschließlich ihrer Ortsteile (Sondernutzungssatzung) beschlos-
sen:

§1
Geltungsbereich

(1) Gegenstand dieser Satzung sind Sondernutzungen an den Gemeindestra-
ßen, -wegen und -plätzen der Stadt Bad Blankenburg innerhalb und au-
ßerhalb der geschlossenen Ortslage, außerdem an Ortsdurchfahrten von 
Bundes-, Landes- und Kreisstraßen.

(2) Sonstige Straßen im Sinne von § 3 Abs. 1 Ziff. 4 ThürStrG und Wege, die aus-
schließlich der Bewirtschaftung land- und forstwirtschaftlicher Grundstücke 
dienen (Wirtschaftswege), sind keine öffentlichen Straßen im Sinne dieser 
Satzung.

(3) Die Regelungen der Werbeanlagensatzung bleiben unberührt.

§2
Erlaubnisbedürftige Sondernutzung

(1) Soweit in dieser Satzung nichts anderes bestimmt ist, bedarf der Gebrauch 
der in § 1 genannten Straßen, Wege und Plätze über den Gemeingebrauch 
hinaus (Sondernutzung) der Erlaubnis der Stadt Bad Blankenburg.

(2) Sondernutzungen dürfen erst dann ausgeübt werden, wenn dafür eine Er-
laubnis erteilt ist.

(3) Sondernutzungen im Sinne dieser Bestimmungen sind insbesondere:
1. Aufgrabungen,
2. Verlegung privater Leitungen,
3. Aufstellung von Gerüsten, Masten, Bauzäunen, Bauhütten, Bauwagen, 

Baumaschinen und -geräten, Fahnenstangen,
4. Lagerung von Maschinen und Materialien aller Art,
5.  Aufstellung von Tischen, Stühlen, Behältnissen, Verkaufsbuden, -stän-

den, -tischen und -wagen, Vitrinen, Schaukästen, Warenständern, Wa-
renautomaten, Werbeausstellungen und Werbewagen,

6.  Freitreppen, ausgenommen die in § 5 Abs. 1 Ziff. 10 genannten Fälle,
7.  Licht-, Luft- und Einwurfschächte und ähnliche Öffnungen, soweit sie 

mehr als 50 cm tief in den Gehweg hineinragen,
8.  Werbeanlagen aller Art, z. B. Schilder, Schaukästen, Vitrinen, Plakatsäu-

len und -tafeln sowie Warenautomaten, die innerhalb einer Höhe von 
2,50 m über dem Erdboden angebracht sind und mehr als 30 cm in den 
Gehweg hineinragen

9.  Überspannen der Straße mit Spruchbändern, Lichterketten, Girlanden 
u. a. innerhalb einer Höhe von 4,50 m über dem Erdboden.

(4) Wird eine Straße in mehrfacher Weise benutzt, so ist jede Benutzungsart 
erlaubnispflichtig.

(5) Für die Bestimmung von Flächen auf öffentlichen Straßen zum Zwecke der 
Nutzung für stationsbasiertes Carsharing gelten die Besonderheiten des § 
18a Thüringer Straßengesetz.

(6) Auf die Erteilung einer Sondernutzungserlaubnis besteht kein Rechtsan-
spruch.

(7) Die Übertragung einer Sondernutzungserlaubnis auf einen Dritten ist unzu-
lässig. 

§3
Erteilung, Widerruf und Erlöschen der Erlaubnis

(1) Die Erlaubnis wird auf Zeit oder auf Widerruf erteilt. Sie kann von Bedingun-
gen abhängig gemacht und mit Auflagen verbunden werden. Für Sonder-
nutzungen i. S. d. § 2 Abs. 5 gelten die Besonderheiten gem. § 18a ThürStrG.

(2) Macht die Stadt von dem ihr vorbehaltenen Widerrufsrecht Gebrauch, hat 
der Erlaubnisnehmer gegen die Stadt keinen Ersatz- oder Entschädigungs-
anspruch.

(3) Die Verpflichtung zur Einholung von Genehmigungen, Erlaubnissen usw., 
die nach anderen Rechtsvorschriften erforderlich sind, bleibt unberührt.

§4
Verfahren

(1)  Die Erlaubnis zu einer Sondernutzung ist schriftlich bei der Stadtverwaltung 
zu beantragen.

(2) Der Antrag soll mindestens enthalten
a) den Namen, die Anschrift und die Unterschrift des Antragstellers,
b) Angaben über Ort, örtliche Begrenzung, Art, Größe und Umfang, vor-

aussichtliche Dauer und den zu erwartenden wirtschaftlichen Vorteil der 
Sondernutzung, Letzteres, soweit dies möglich ist,

c) im Falle des § 2 Abs. 5 einen expliziten Hinweis auf die Nutzung zum 
Carsharing, 

d) einen Lageplan oder eine Lageskizze mit Maßangaben, wenn dies für 
die Bearbeitung des Antrags erforderlich erscheint.  



14/22_25. August Stadt Bad Blankenburg

Amtsblatt

37

 Auf Anforderung sind fehlende Angaben zu ergänzen oder unrichtige 
Angaben oder Anlagen zu berichtigen.

(3) Die Sondernutzungserlaubnis wird vorbehaltlich anderweitiger gesetzlicher 
Regelungen durch schriftlichen Bescheid erteilt. 

 Soweit die Stadt nicht Träger der Straßenbaulast ist, darf sie die Erlaubnis 
nur mit Zustimmung der Straßenbaubehörde erteilen.

(4) Ändern sich die dem Antrag oder die der Sondernutzungserlaubnis zugrun-
de liegenden tatsächlichen oder rechtlichen Verhältnisse, so hat dies der 
Antragsteller oder Erlaubnisnehmer unverzüglich der Stadtverwaltung mit-
zuteilen.

§5
Erlaubnisfreie Sondernutzungen

(1) Bei Ortsdurchfahrten und bei Gemeindestraßen bedürfen einer Erlaubnis 
nach dieser Satzung nicht: 
1. Im Bebauungsplan oder der Baugenehmigung vorgeschriebene Über-

bauungen (z.B. Arkaden, Vordächer) sowie bauaufsichtlich genehmigte 
Gebäudesockel, Gesimse, Fensterbänke, Balkone, Erker, Sonnenschutz-
dächer (Markisen), Vordächer; 

2. Licht-, Luft-, Einwurf- und sonstige Schächte, die nicht mehr als 50 cm 
in den Gehweg hineinragen

3. Werbeanlagen, Hinweisschilder und Warenautomaten, die an einer 
an die Straße grenzenden baulichen Anlage angebracht sind und die 
innerhalb einer Höhe von bis zu 2,50 m nicht mehr als 5 % der Geh-
wegbreite einnehmen, jedoch nicht mehr als 30 cm in den Gehweg 
hineinragen und eine nutzbare Mindestbreite des Gehweges von 1,50 
m gewährleistet bleibt.

4. Werbeanlagen über Gehwegen für zeitlich begrenzte Veranstaltungen 
(Aus- und Schlussverkäufe, Oster- und Weihnachtsverkäufe und dergl.) 
an der Stätte der Leistung, sofern sie in einer Höhe von über 2,50 m an-
gebracht sind und einen seitlichen Abstand von mindestens 75 cm zur 
Fahrbahn haben sowie Werbeanlagen in der Oster- und Weihnachtszeit 
(Lichterketten, Girlanden, Masten, Märchenbilder und -figuren), sofern 
sie den Verkehr nicht beeinträchtigen;

5. das Aufstellen und Anbringen von Fahnenmasten, Transparenten, De-
korationen, Lautsprecheranlagen, Tribünen, Altären und dergl. im Geh-
wegbereich aus Anlass von Volksfesten, Umzügen, Prozessionen und 
ähnlichen Veranstaltungen, sofern der Gehweg nicht beschädigt wird;

6. Wahlplakate während eines Wahlkampfes, sofern sie nicht in die Fahr-
bahnen oder in deren Luftraum hineinragen;

7. behördlich genehmigte Straßensammlungen sowie der Verkauf von Lo-
sen für behördlich genehmigte Lotterien auf Gehwegen;

8. bauaufsichtlich genehmigte Aufzugsschächte für Waren und Müllton-
nen, die auf Anordnung der Stadt auf Gehwegen angebracht werden;

9. die Lagerung von Kohle, Holz und Baumaterial auf den Gehwegen, so-
fern die Lagerung nicht über 24 Stunden hinausgeht; 

10. historische Kellereingänge und Treppenanlagen

(2) Die vorstehenden erlaubnisfreien Sondernutzungen können ganz oder teil-
weise eingeschränkt werden, wenn Belange des Verkehrs oder des Straßen-
baues dies vorübergehend oder auf Dauer erfordern.

(3) Nach anderen Vorschriften bestehende Erlaubnis- oder Genehmigungs-
pflichten werden durch die vorstehende Regelung nicht berührt.

(4) Erlaubnisfreie Sondernutzungen sind gegenüber der Stadt anzeigepflich-
tig. 

§6
Sorgfaltspflichten

(1) Der Erlaubnisnehmer hat auf Verlangen der Stadt dem Träger der Straßen-
baulast alle Kosten zu ersetzen, die diesem durch die Sondernutzung ent-
stehen.

(2) Der Erlaubnisnehmer ist verpflichtet, die mit der Sondernutzung verbun-
denen Anlagen nach den gesetzlichen Vorschriften und den anerkannten 
Regeln der Technik zu errichten und zu unterhalten. 

 Er hat sein Verhalten und den Zustand seiner Sachen so einzurichten, dass 
niemand gefährdet, geschädigt oder mehr als nach den Umständen un-
vermeidbar behindert oder belästigt wird. Er muss die von ihm erstellten 
Einrichtungen sowie die ihm überlassene Fläche in ordnungsgemäßem und 
sauberem Zustand erhalten.

(3) Der Erlaubnisnehmer hat darauf zu achten, dass ein ungehinderter Zugang 
zu allen in den Straßenkörper eingebauten Einrichtungen möglich ist. So-
weit bei dem Aufstellen, Anbringen und Entfernen von Gegenständen ein 
Aufgraben der Straße erforderlich wird, muss die Arbeit so vorgenommen 
werden, dass jeder nachhaltige Schaden am Straßenkörper und an den 
dort eingebauten Einrichtungen (insbesondere an den Versorgungs- und 
Entsorgungsleitungen sowie den Wasserabflussrinnen) und eine Änderung 
ihrer Lage vermieden wird. Das Bauamt der Stadt ist mindestens fünf Tage 
vor Beginn der Arbeiten schriftlich zu benachrichtigen. Die Verpflichtung, 
andere beteiligte Behörden oder Stellen zu unterrichten oder deren Geneh-
migung einzuholen, bleibt unberührt.

§7
Beseitigung von Sondernutzungseinrichtungen

(1) Nach ausdrücklichem oder stillschweigendem Verzicht auf die Sondernut-
zung oder nach Erlöschen der Sondernutzungserlaubnis hat der Erlaubnis-
nehmer unaufgefordert und unverzüglich den früheren Zustand der Straße 
bzw. des Gehweges wieder herzustellen. Er hat auch für die Reinigung der 
in Anspruch genommenen Verkehrsfläche zu sorgen.

(2) Sondernutzungseinrichtungen sind vom Erlaubnisnehmer oder vom Eigen-
tümer oder Besitzer der Einrichtung unverzüglich zu beseitigen, wenn in-
folge ihres mangelhaften Zustandes oder ihrer schlechten Beschaffenheit 
Gefahr für die Teilnehmer am öffentlichen Straßenverkehr besteht oder 
durch sie das Ortsbild beeinträchtigt wird.

§8
Schadenshaftung

(1) Die Stadt haftet dem Erlaubnisnehmer nicht für Schäden, die sich aus dem 
Zustand der Straßen und der darin eingebauten Leitungen und Einrichtun-
gen für den Erlaubnisnehmer und die von ihm erstellten Anlagen ergeben. 

 Mit der Einräumung der Sondernutzung übernimmt die Stadt keinerlei Haf-
tung, insbesondere auch nicht für die Sicherheit der von den Benutzern 
eingebrachten Sachen.

(2) Der Erlaubnisnehmer haftet gegenüber der Stadt für alle von ihm, seinen 
Bediensteten oder mit der Verrichtung von ihm beauftragten Personen ver-
ursachten Schäden durch unbefugte, ordnungswidrige oder nicht rechtzei-
tig gemeldete Arbeiten. 

 Ihn trifft auch die Haftung gegenüber der Stadt für alle Schäden, die sich 
aus der Vernachlässigung seiner Pflichten zur Beaufsichtigung der von ihm 
beauftragten Personen ergeben. Er hat die Stadt von allen Ansprüchen frei-
zustellen, die von dritter Seite aus der Art der Benutzung gegen die Stadt 
erhoben werden.

(3) Die Stadt kann verlangen, dass der Erlaubnisnehmer zur Deckung sämt-
licher Haftpflichtrisiken vor der Inanspruchnahme der Erlaubnis den Ab-
schluss einer ausreichenden Haftpflichtversicherung nachweist und diese 
Versicherung für die Dauer der Sondernutzung aufrechterhält. Auf Verlan-
gen sind Versicherungsschein und Prämienquittungen vorzulegen.

(4) Mehrere Verpflichtete haften als Gesamtschuldner.

§9
Sicherheitsleistung

(1) Die Stadt kann von dem Erlaubnisnehmer eine Sicherheitsleistung verlan-
gen, wenn Beschädigungen an der Straße oder Straßeneinrichtungen durch 
die Sondernutzung zu befürchten sind. Die Höhe der Sicherheitsleistung 
wird nach den Umständen des Einzelfalles bemessen.

(2) Entstehen der Stadt durch die Sondernutzung Kosten zur Instandsetzung 
der Straße oder der Straßeneinrichtungen, so können diese von der Sicher-
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heitsleistung beglichen werden.

(3) Werden nach Beendigung der Sondernutzung keine auf die Sondernutzung 
zurückzuführenden Beschädigungen an der Straße oder den Straßeneinrich-
tungen festgestellt, wird die Sicherheitsleistung ohne Abzug zurückgezahlt.

§10
Ausnahmen

(1) Ausgenommen von den Vorschriften dieser Satzung bleiben 
a) Nutzungen nach bürgerlichem Recht gemäß § 23 ThürStrG und § 8 Abs. 

10 FStrG,
b) Nutzungen, die vor Inkrafttreten dieser Satzung durch Vertrag vereinbart 

worden sind. 

(2) Ist für die Benutzung einer öffentlichen Straße die Erlaubnis durch die Stra-
ßenverkehrsbehörde nach den §§ 29, 35 Abs. 2 der Straßenverkehrsord-
nung erteilt worden, so bedarf es keiner Erlaubnis nach § 2 dieser Satzung.

(3) Die Stadt kann weitere Ausnahmen zulassen.

§11
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
a) entgegen § 2 eine Straße ohne die erforderliche Erlaubnis benutzt;
b) einer nach § 3 erteilten vollziehbaren Auflage nicht nachkommt;
c) entgegen § 6 Anlagen nicht nach den gesetzlichen Vorschriften und den 

anerkannten Regeln der Technik errichtet oder unterhält 
oder 
d) entgegen § 7 den früheren Zustand nicht ordnungsgemäß wiederher-

stellt oder die Anlage nicht unverzüglich beseitigt, wenn infolge ihres 
mangelhaften Zustandes oder ihrer schlechten Beschaffenheit Gefahr 
für die Teilnehmer am öffentlichen Straßenverkehr besteht.

(2) Gem. § 19 Abs. 2 ThürKO i. V. m. den Bestimmungen des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten in der Fassung der Bekanntmachung vom 19.02.1987 
(BGBl. I, S. 602), zuletzt geändert durch Artikel 31 des Gesetzes vom 
05.10.2021 (BGBl. I, S. 4607) kann jeder Fall der Zuwiderhandlung auf 
Bundesstraßen gem. § 23 Abs. 2 FStrG mit einer Geldbuße bis zu 500 Euro 
und  gem. § 50 Abs. 2 ThürStrG auf Landes-, Kreis- und Gemeindestraßen 
mit einer Geldbuße bis zu 5.000 Euro geahndet werden.

§12
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Sondernutzungssatzung vom 07.10.2002 außer Kraft.

Bad Blankenburg, den 29.07.2022
Stadt Bad Blankenburg

George
Bürgermeister              (Siegel)

Satzung 
über die Erhebung eines Kurbeitrages 
der Stadt Bad Blankenburg
(Kurbeitragssatzung)
 
Aufgrund der §§ 19 Abs. 1 und 21 der Thüringer Gemeinde- und Landkreisord-
nung (ThürKO) vom 16. August 1993 in der Fassung der Bekanntmachung vom 
28. Januar 2003 (GVBL. S. 41), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes 
vom 17.Februar 2022 (GVBl. S. 87) sowie der §§ 1, 2 und 9 des Thüringer 
Kommunalabgabengesetzes (ThürKAG) vom 07. August 1991, zuletzt geändert 

durch Gesetz vom 10. Oktober 2019 (GVBl. S. 396) hat der Stadtrat der Stadt 
Bad Blankenburg  in seiner Sitzung vom 06.07.2022 folgende Satzung über die 
Erhebung eines Kurbeitrages (Kurbeitragssatzung) beschlossen:  

§ 1 Erhebung eines Kurbeitrages

(1) Die Stadt Bad Blankenburg ist ein staatlich anerkannter Erholungsort.

(2) Die Stadt Bad Blankenburg  erhebt für die Herstellung, Anschaffung, Er-
weiterung und Unterhaltung der zu Heil-, Kur- oder Erholungszwecken be-
reitgestellten Einrichtungen und Anlagen sowie für die zu diesem Zweck 
durchgeführten Veranstaltungen sowie für die, ggf. auch im Rahmen eines 
überregionalen Verbundes, den Kur- und Erholungsgästen eingeräumte 
Möglichkeit der kostenlosen Nutzung des öffentlichen Personennahver-
kehrs einen Kurbeitrag. Dieser ist eine öffentlich-rechtliche Abgabe.  

(3) Für die Benutzung von Einrichtungen und für die Teilnahme an Veranstal-
tungen, die besondere zusätzliche Aufwendungen erfordern, kann neben 
dem Kurbeitrag ein besonderes Eintrittsgeld erhoben werden.  

§ 2 Erhebungsgebiet

Erhebungsgebiet ist das Stadtgebiet Bad Blankenburg mit allen Ortsteilen. 

§ 3 Erhebungszeitraum

Der Kurbeitrag wird in der Zeit vom 01. Januar bis einschließlich 31. Dezember 
eines jeden Jahres erhoben.

§ 4 Kurbeitragspflichtiger Personenkreis

(1) Beitragspflichtig sind alle Personen, die sich in dem anerkannten Erholungs-
gebiet zu Erholungszwecken aufhalten, ohne dort ihre Hauptwohnung im 
Sinne des Melderechts zu haben, und denen die Möglichkeit zur Benutzung 
der Einrichtungen und zur Teilnahme an den Veranstaltungen geboten wird. 

(2) Beitragspflichtig sind entsprechend Abs. 1 auch Besitzer und Eigentümer 
von Wohneinheiten, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt nicht im Erhebungs-
gebiet haben. Diese Wohneinheiten sind definiert als Wohnhaus, Som-
merhaus, Ferienhaus, Wochenendhaus, Wohnung oder Appartement, die 
ausschließlich selbst vom Eigentümer und seinen Familienangehörigen (nur 
Ehepartner und die wirtschaftlich von ihnen abhängigen Kinder) genutzt 
werden, sog. Jahresbeitragspflichtige.  

Gleiches gilt für Wohnwagen, Wohnmobile, Zelte oder ähnliche Einrichtungen, 
wenn diese mindestens drei Monate im Kalenderjahr zur entsprechenden 
Nutzung im Erhebungsgebiet aufgestellt werden. 

(3) Die Kurbeitragspflicht ist nicht davon abhängig, ob und in welchem Umfang 
die Einrichtungen und der öffentliche Personennahverkehr genutzt oder 
Veranstaltungen besucht werden.

§ 5 Höhe des Kurbeitrages

(1) Der Kurbeitrag beträgt pro Person und Aufenthaltstag: 
 für Personen ab 18 Jahren: 2,00 Euro 
 für Kinder und Jugendliche im Alter von 6 – 18 Jahren: 1,00 Euro  
 Kinder bis zum vollendeten 6. Lebensjahr sind kurbeitragsfrei.

(2) Von Jahresbeitragspflichtigen wird unabhängig von der Dauer oder der 
Häufigkeit ihrer Aufenthalte während eines Kalenderjahres und der Lage 
der Wohneinheit im Erhebungsgebiet einmal im Kalenderjahr ein pauscha-
ler Jahreskurbeitrag für einen Aufenthalt von 28 Tagen erhoben. 

§ 6 Entstehung und Fälligkeit des Kurbeitrages

(1) Die Kurbeitragspflicht nach § 4 (1) entsteht mit dem Eintreffen des Gastes 
im Erhebungsgebiet und endet mit dem Tag der Abreise.  Der An- und Ab-
reisetag gelten bei der Berechnung als ein Tag. 

(2) Die gesamte Beitragsschuld ist mit dem Beginn der Beitragspflicht nach 
Absatz 1 fällig und ist sofort in voller Höhe für die gesamte Zeit des Auf-



14/22_25. August Stadt Bad Blankenburg

Amtsblatt

39

enthalts im Erhebungsgebiet an den nach § 11 Abs. 3 zu dessen Einzug 
Verpflichteten zu entrichten. 

(3) Die Jahresbeitragspflicht nach §4 (2) entsteht am 1. Januar eines jeden 
Jahres bzw. mit Besitz- oder Eigentumsübergang. Die Pauschale nach §5 
(2) wird mit gesondertem Bescheid erhoben, der auch für die Folgejahre 
gelten kann. Er wird mit seinem Jahresbetrag am 15.02. eines jeden Jahres, 
bei einer Neufestsetzung einen Monat nach Bekanntgabe des Abgabenbe-
scheides fällig.  

§ 7 Befreiung von der Kurbeitragspflicht

(1) Von der Entrichtung der Beitragspflicht sind befreit: 
a) Personen, die sich nur zur Ausübung ihres Berufes oder zu Ausbildungs-

zwecken im Erhebungsgebiet aufhalten;
b) Personen,  soweit sie sich nicht länger als einen Tag (gem. § 6, Abs. 1) 

im Erholungsgebiet aufhalten; Übernachtungsgäste.
c) Personen, die als Hausbesuch bei einer im Erhebungsgebiet wohnhaf-

ten Familie unentgeltlich Aufnahme finden und weder Kureinrichtungen 
noch Kurveranstaltungen in Anspruch nehmen;

(2) Von der Entrichtung eines Kurbeitrages werden auf Antrag befreit: 
a) erwerbsunfähige Kriegsbeschädigte, denen Sonderfürsorge im Sinne des 

§27e des Bundesversorgungsgesetzes zusteht, oder Pflegebedürftige, 
denen Hilfe zur Pflege im Sinne des § 61 SGB, XII zu gewähren ist, so-
fern sie selbst die Kosten des Aufenthaltes in vollständiger Höhe tragen;  

b) Begleitpersonen von Schwerbehinderten, Schwererwerbsbeschränkten 
oder Behinderten im Sinne des § 53 SGB XII mit mindestens fünfzig Pro-
zent Erwerbsminderung, wenn die Notwendigkeit einer Begleitperson 
durch amtsärztliche Bescheinigung, Schwerbehindertenausweis oder 
Rentenbescheid nachgewiesen wird; 

c) bettlägerige Kranke für die Zeit, in der sie ihre Unterkunft nicht verlassen 
können, bei Vorlage eines ärztlichen Attestes.

§ 8 Ermäßigung des Beitrages

In Fällen sozialer oder unbilliger Härte kann die Stadt Bad Blankenburg auf 
Antrag den Kurbeitrag ermäßigen.

§ 9 Meldeerklärung und Gästekarte

(1) Der Beitragspflichtige ist verpflichtet, neben den melderechtlich vorgegebe-
nen Angaben – spätestens am Tag nach seiner Anreise – gegenüber dem/
der Unterkunftsgeber/in neben seinen persönlichen Angaben den Tag der 
Ankunft und den vorgesehenen Abreisetag zu erklären und einen entspre-
chenden „Meldeschein“ zu unterschreiben.  

(2) Bei Beanspruchung von Befreiungen oder Ermäßigungen, sind die zur Dar-
legung der satzungsgemäßen Voraussetzungen erforderlichen Angaben zu 
machen und durch Unterschrift formlos zu bestätigen.  

(3) Der/die Unterkunftsgeber/in ist verpflichtet, – nach Erhalt der benötigten 
Angaben vom Gast, ebenfalls spätestens am Tag nach Anreise – eine auf 
den Namen des Gastes lautende Gästekarte auszustellen. Eine Gästecard 
erhält nur, wer Kurbeitrag im Sinne des § 5 zahlt.

(4) Die Gästecard beinhaltet die kostenfreie Nutzung des öffentlichen Perso-
nennahverkehrs (ÖPNV) im Bereich des Schwarzatales und des Städtedrei-
ecks.

(5) Die Gästekarte enthält die Angabe der Aufenthaltsdauer und wird auf den 
Namen des Gastes ausgestellt. Sie ist nicht übertragbar.  

(6) Die Gästekarte ist bei der Benutzung der zu Erholungszwecken bereitge-
stellten Einrichtungen und bei der Teilnahme an für diesen Zweck durchge-
führten Veranstaltungen den Kontrollpersonen unaufgefordert vorzuzeigen. 
Bei missbräuchlicher Verwendung wird sie eingezogen. Die in § 15 genann-
te Stelle ist berechtigt, in besonders begründeten Fällen die Ausgabe von 
Gästekarten zu verweigern und ausgegebene Gästekarten gegen Erstat-
tung der Kosten einzuziehen.  

(7) Der Verlust einer Gästekarte ist durch den Gast bei der in § 15 genannten 
Stelle anzuzeigen. Für die Ersatzausfertigung wird eine Gebühr von 3,00 € 
erhoben.  

(8) Einwohner und Personen, die gemäß § 7 von der Kurbeitragspflicht  befreit 
sind, erhalten keine Gästekarte.  

(9) Jahresbeitragspflichtige müssen ihren Aufenthalt bei der Stadt Bad Blan-
kenburg 1 malig anzeigen. Sie sind zur Auskunft verpflichtet.

(10) Jahresbeitragspflichtige nach § 4 (2) können sich gegen Vorlage des Zah-
lungsnachweises für 14 Tage ohne Unterbrechung im Kalenderjahr bei der 
ausgebenden Stelle eine Gästekarte ausstellen lassen.

§ 10 Erstattung des Kurbeitrages

Bei vorzeitigem Abbruch des vorgesehenen Aufenthaltes wird der nach Tagen 
zu viel gezahlte Kurbeitrag auf Antrag an die in § 15 genannte Stelle erstattet. 
Die Rückzahlung der Restzahlung erfolgt an den Inhaber der Gästekarte. Vor-
aussetzung ist die unverzügliche Rückgabe an die, unter § 15 genannten Stelle. 
Der Anspruch auf Rückzahlung erlischt 1 Monat nach der Abreise.  

§ 11 Pflichten und Haftung der Unterkunftsgeber/innen

(1) Unterkunftgeber sind alle gewerblichen Wohnungsvermieter, Inhaber von 
Hotels und Gaststätten sowie alle Wohnungsinhaber, die gegen Entgelt vo-
rübergehend Zimmer zur Verfügung stellen. Gleiches gilt für Inhaber von 
Campingplätzen.

(2) Unverzüglich nach Aufnahme einer Betätigung als Unterkunftsgeber hat 
sich dieser bei der in § 15 genannten Stelle entsprechend erfassen zu las-
sen. 

(3) Unterkunftsgeber sind verpflichtet, Meldescheine auszufüllen, Gästekarten 
auszustellen, die von der aufgenommenen Person zu zahlende Kurbeiträge 
einzuziehen und an die in § 15 genannte Stelle abzuführen.  

(4) Zur Erfüllung der Melde-, Einziehungs- und Abführungspflichten ist das 
elektronische Meldescheinverfahren (§ 11) zu nutzen. Im Einzelfall kön-
nen Unterkunftgeber die unter § 15 genannte Stelle als Dienstleister in 
Anspruch nehmen. Die Inanspruchnahme dieser Leistung ist mit 1 € pro 
Meldeschein zu vergüten. 

(5) Unterkunftsgeber haften im Rahmen der ihnen obliegenden Pflichten, ins-
besondere für die rechtzeitige und vollständige Einziehung und Abführung 
der Kurbeiträge sowie für einen der Gemeinde durch Nichtbeachtung dieser 
Vorschriften entstehenden Ausfall. 

(6)  Diese Satzung ist in jedem Betrieb eines Unterkunftsgebers an allgemein 
zugänglicher Stelle deutlich sichtbar auszulegen. Die Stadt Bad Blanken-
burg stellt entsprechende Exemplare kostenlos zur Verfügung. 

§ 12 Elektronisches Meldescheinverfahren

(1) Unterkunftsgeber erhalten von der in § 15 genannten Stelle Zugangsdaten 
für einen Drittanbieter und Druckbögen für Gästekarten und Meldescheine.

(2) Mit den Zugangsdaten haben die Unterkunftsgeber die Erfassung, Erstel-
lung, Verwaltung und Abrechnung der Meldescheine und Gästekarten mit 
Hilfe des eigenen, internetfähigen Computers und des eigenen Druckers 
durchführen. Spätestens am Tag nach der Ankunft der beherbergten Person 
(Fälligkeit des Kurbeitrages) ist der entsprechende, vorher im System er-
fasste, Meldeschein mit dem eigenen Drucker auf der überlassenen Druck-
vorlage auszudrucken. Die ausgedruckten Gästekarten sind den jeweils 
beherbergten Personen – im Sinne des § 9 Abs. 3 zu übergeben.

(3) Der Gast hat die Richtigkeit der Angaben und den Empfang der Gästekar-
ten auf dem für die Unterkunftsgeber bestimmten Meldescheinabschnitt zu 
bestätigen.  

(4) Die Ausstattung der Unterkunftsgeber mit den Zugangsdaten und Druck-
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vorlagen für das elektronische Meldescheinverfahren ist gebühren- und 
kostenfrei. 

§ 13 Straf- und Bußgeldvorschriften

(1) Gemäß § 16 ThürKAG wird wegen Abgabenhinterziehung mit Freiheitsstra-
fe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstraße bestraft, wer 1. der Gemeinde 
über Tatsachen, die für die Erhebung oder Bemessung von Abgaben erheb-
lich sind, unrichtige oder unvollständige Angaben macht, 2. der Gemeinde 
pflichtwidrig über abgaberechtlich erhebliche Tatsachen in Unkenntnis lässt, 
und dadurch Abgaben verkürzt oder für sich oder einen anderen nicht ge-
rechtfertigte Abgabevorteile erlangt. Der Versuch ist strafbar. 

(2) Ordnungswidrig handelt gemäß § 17 ThürKAG, wer als Abgabenpflichti-
ger oder bei Wahrnehmung der Angelegenheiten eines Abgabepflichtigen 
eine der in Absatz 1 bezeichneten Taten leichtfertig begeht (leichtfertige 
Abgabeverkürzung). Er kann mit einer Geldbuße bis zu 10.000 Euro belegt 
werden. 

(3) Ordnungswidrig handelt auch, wer vorsätzlich oder leichtfertig 1. Belege 
ausstellt, die in tatsächlicher Hinsicht unrichtig sind oder 2. den Vorschrif-
ten einer Abgabensatzung zur Sicherung oder Erleichterung der Abgabe-
nerhebung, insbesondere zur Anmeldung und Anzeige von Tatsachen, zur 
Führung von Aufzeichnungen oder Nachweisen, zur Kennzeichnung oder 
Vorlegung von Gegenständen oder zur Erhebung und Abführung von Abga-
ben zuwiderhandelt und es dadurch ermöglicht, eine Abgabe zu verkürzen 
oder nicht gerechtfertigte Abgabenvorteile zu erlangen (Abgabengefähr-
dung). Er kann mit einer Geldbuße bis zu 5.000 Euro belegt werden.  

§ 14 Datenverarbeitung

Die Stadtverwaltung darf sich die Daten von den genannten Stellen übermit-
teln lassen und ist befugt, die bei den Betroffenen erhobenen Daten zu den in 
Absatz 1 genannten Zwecken nach Maßgabe der Bestimmung des Landesda-
tenschutzgesetzes zu verarbeiten.  

§ 15 Erhebungsberechtigte und Beteiligung Dritter

Die Stadt Bad Blankenburg  als Erhebungsberechtigte bedient sich bei der 
Entgegennahme der Gästeanmeldungen und Kurbeitragszahlungen den Leis-
tungen des TourismusRegion Rennsteig-Schwarzatal e.V., Bahnhofstraße 23. 
07422 Bad Blankenburg.Die Stadt Bad Blankenburg bleibt insoweit verant-
wortlich für die Einhaltung der Vorschriften des Landesdatenschutzgesetzes in 
der jeweils geltenden Fassung und ist berechtigt, der Tourist-Information für 
die Verarbeitung personenbezogener Daten schriftlich Weisungen zu erteilen.  

§ 16 Rechtsmittel, Vollstreckung

Die Rechtsbehelfe gegen die Heranziehung zum Kurbeitrag richten sich nach 
den Bestimmungen der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) in der jeweils 
gültigen Fassung. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs  hat keine aufschiebende 
Wirkung (§ 80 Abs. 2 Nr. 1 VwGO).  
Die Einziehung von Kurbeiträgen erfolgt nach dem Thüringer Verwaltungszu-
stellungs- und Vollstreckungsgesetz (ThürVwZVG) in der jeweils aktuell gülti-
gen Fassung.   
  

§ 17 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt zum 01.01.2023 in Kraft. 

Stadt Bad Blankenburg
Bad Blankenburg, den 19.08.2022

 Regina Freifrau von Fritsch-Henze (Siegel)
2. Beigeordnete

Bewerber für 
Schiedsstellen-Besetzung 
in der Stadt Bad Blankenburg gesucht 

Die Stadt Bad Blankenburg ruft ihre Bürgerinnen und Bürger zur Bewerbung als 
Schiedsperson auf. Gesucht wird neben der Schiedsperson auch ein Stellvertre-
ter. Die Amtszeit beträgt 5 Jahre, in der Sie in folgenden Gebieten tätig werden 
würden:

· Schlichtungsverfahren in 
bürgerlichen Rechtsangele-
genheiten

· Sühneverfahren vor Erhe-
bung der Privatklage

· Schlichtungsverfahren zur 
außergerichtlichen Erledi-
gung einiger Strafsache

Die Schiedspersonen werden 
bei Ihrer Bürotätigkeit durch 
die Gemeinde unterstützt, wel-
che auch die Sachkosten trägt. 
Bewerben können sich Personen, die bereits 25 Jahre alt sind, aber das 70. 
Lebensjahr noch nicht vollendet haben und im Bereich der Schiedsstelle wohn-
haft sind.

Weitere Kriterien für die Eignung des Schiedsamtes:

Die Schiedsperson muss nach ihrer Persönlichkeit und ihren Fähigkeiten für das 
Amt geeignet sein.

Zur Schiedsperson kann nicht gewählt werden:

· wer infolge gerichtlicher Entscheidung die Fähigkeit zur Bekleidung öffent-
licher Ämter nicht

· besitzt oder wegen einer vorsätzlichen Tat zu einer Freiheitsstrafe zu mehr 
als 6 Monaten verurteilt wurde;

· eine Person, gegen die ein Ermittlungsverfahren wegen einer Tat anhängig 
ist oder Anklage wegen einer solchen Tat erhoben wurde, die den Verlust 
der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter zur Folge haben kann;

· eine Person, die wegen geistiger und körperlicher Behinderung die Schied-
stätigkeit nicht ordnungsgemäß ausüben kann oder für die zur Besorgung 
aller ihren Angelegenheiten ein Betreuer nicht nur durch einstweilige An-
ordnung bestellt ist;

· eine Person die durch gerichtliche Anordnung in der Verfügung über ihr 
Vermögen beschränkt ist.

Mitbürger, die Interesse an dieser wichtigen ehrenamtlichen Tätigkeit haben, 
werden gebeten, sich schriftlich bis zum 30.09.2022 in der Stadt Bad Blan-
kenburg, Markt 1, 07422 Bad Blankenburg zu bewerben.

George
Bürgermeister


